Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache YI/1523 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Polen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag bekräftigt, daß ein wichtiges Ziel 
der deutschen Politik die Verständigung und Aussöhnung 
mit Polen ist. Er sieht in der Erreichung dieses Zieles eine 
wesentliche Voraussetzung zur Sicherung eines dauerhaften 
Friedens in Europa. Verständigung und Aussöhnung müs- 
sen sich auf beiden Seiten moralisch, rechtlich und historisch 
auf Wahrheit und politischen Wirklichkeitssinn gründen. 

In einer gesicherten und auf der Selbstbestimmung der 
Völker beruhenden europäischen Friedensordnung ist 
Raum für einen dauerhaften Ausgleich und enge Zusam- 
menarbeit zwischen Deutschen und Polen bei freier Ent- 
faltung beider Völker. 

Wer diesen Ausgleich wünscht, muß den Weg offenhalten 
für zukünftige europäische Lösungen, Er muß zugleich be- 
reit sein, die schrecklichen Lasten abzutragen, die durch 
die Verbrechen des Hitler-Regimes und die Vertreibung 
der Deutschen beiden Völkern auferlegt wurden. 

II. Der Deutsche Bundestag bittet das polnische Volk und alle 
europäischen Nachbarn um Verständnis für seine Pflicht 
und Entschlossenheit, uneingeschränkt an dem Recht des 
deutschen Volkes auf freie Selbstbestimmung und auf eine 
frei vereinbarte friedensvertragliche Regelung für ganz 
Deutschland festzuhalten. 

Die endgültige Festlegung der deutschen Grenzen kann 
nur im Zusammenhang mit dieser friedensvertraglichen 
Regelung geschehen. Ihre Grundlage muß das Recht der 
Polen auf gesicherte Grenzen und das Recht der Deutschen 
auf gesicherte Freiheit und Einheit sein. 
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Diese Regelung darf das Rad der Geschichte weder zu- 
rückdrehen noch aufhalten. Sie muß der historischen und 
politischen Lage beider Völker gerecht werden. Sie muß 
dem Aufbau eines Europas dienen, in dem Grenzen die 
Völker nicht mehr scheiden, sondern ihr friedliches Neben- 
und Miteinander möglich machen. 

IIL Für die Zeit der dem deutschen Volk aufgezwungenen Tei- 
lung wünscht der Deutsche Bundestag vertraglich geregelte 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Volksrepublik Polen. 

Dieser Vertrag sollte - ausgehend von der Oder-Neiße- 
Linie und vorbehaltlich der friedensvertraglichen Regelung 
für ganz Deutschland auf der Grundlage der Selbstbestim- 
mung - einen Modus vivendi schaffen. Er sollte weiterhin 
folgende Elemente enthalten: 

1. Völkerrechtlich verbindliche Verpflichtungen zur Rege- 
lung aller Streitfragen mit ausschließlich friedlichen 
Mitteln. Insbesondere Verzicht heute und künftig auf 
jegliche Anwendung und Androhung von Gewalt. 

2. Freie Begegnung der Menschen aus allen Volksschich- 
ten. Verbindliche und konkrete Regelungen aller huma- 
nitären Fragen mit dem Ziel der formellen und mate- 
riellen Sicherung der Menschen- und Gruppenrechte (im 
Sinne der europäischen Menschenrechtskonvention) in 
beiden Staaten. Dazu gehören u. a. das Recht auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit, das Recht auf die Mutter- 
sprache, das Recht auf die freie Ausübung der Religion 
und der kulturellen Betätigung, sowie das Recht auf 
Freizügigkeit und freien Verkehr mit den Angehörigen. 

3. Schaffung eines deutsch-polnischen Jugendwerkes. 

4. Verstärkter Austausch auf den Gebieten der Kultur, 
Kunst und Wissenschaft. Erweiterung des Handelsaus- 
tausches und Vertiefung der technologischen und wirt- 
schaftlichen Kooperation. Errichtung einer deutsch- 
polnischen Handelskammer. 

5. Aufnahme voller diplomatischer Beziehungen, in deren 
Rahmen die Bundesrepublik Deutschland auch West- 
berlin vertritt. 


Bonn, den 4. Dezember 1970 


Dr. BarzeL Stücklen und Fraktion 



